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Bürgermeisteramt 

 
 

 

 

 

Vorlage-Nr.: 20/2016 

Az.: Stabsstelle 
Gremien- und 
Öffentlichkeits-
arbeit – Fr. 
Wiedemann   

Datum: 11.01.2016 
 
Sitzungsvorlage  
 

 

 
Gremium: Verwaltungs- und Finanzausschuss 
Am: 04.02.2016 

 
 
Betreff: 
Neuer Ausschuss für Soziales und Integration 
 
Anlage(n): 
Mitzeichnung 
 
Beschlussvorschlag: 

1. Den Sozialausschuss und den Ausländerbeirat aufzulösen und durch den neuen 
Ausschuss für Soziales und Integration zu ersetzen. 

2. Die Bestellung der Mitglieder des Ausschusses für Soziales und Integration, der 
sachkundigen Einwohner und der Sachverständigen vorzunehmen.  

3. Die Änderung der §§ 3 und 13 der Hauptsatzung der Stadt Kornwestheim vorzunehmen. 

 

Beratungsfolge: 

Vorlage an zur  Sitzungsart Sitzungsdatum Beschluss 
Verwaltungs- und 
Finanzausschuss 

Vorberatung öffentlich 04.02.2016  

Gemeinderat Beschlussfassung öffentlich 25.02.2016  
 

 

Haushaltsrechtliche Deckung 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
Entfällt 
 
   
 
Deckungsvorschlag: 
 
Entfällt 
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Sachdarstellung und Begründung: 
 
Im Zuge der Umwandlung des ehemaligen Fachbereichs Bürger und Soziales hat der 
Gemeinderat in seiner Sitzung am 10. Dezember 2015 einstimmig beschlossen, die dem 
Sozialausschuss und dem Ausländerbeirat zugeordneten Aufgabenfelder einem neu zu 
bildendenden beschließenden "Ausschuss für Soziales und Integration" zu übertragen. Die 
Verwaltung wurde beauftragt, in einer weiteren Beschlussvorlage die Struktur des neuen 
Ausschusses - insb. die Einbeziehung "sachkundiger Einwohner" - darzustellen und die 
Änderung der Hauptsatzung vorzubereiten (siehe Vorlage 244/2015). 
 
1. Stimmberechtigte und beratende Mitglieder 
 
Die Verwaltung schlägt vor, dem neuen Ausschuss für Soziales und Integration die gleichen 
stimmberechtigten Mitglieder aus den Reihen des Gemeinderats  zuzuordnen (inkl. 
Stellvertretern) wie dem bisherigen Sozialausschuss. Damit würde der Ausschuss für 
Soziales und Integration aus folgenden acht stimmberechtigten Mitgliedern (plus den 
entsprechenden StellvertreterInnen) bestehen: 
 
Fraktion ordentliche Mitglieder Stellvertreter/in 

CDU/FDP Stier, Silvia Bartholomä, Hans 

 Waldenmaier, Sven Schmid, Hans-Joachim 

 Glaser, Ute Ohnesorg, Wolfgang 

SPD Dr. Bertet, Roland Prof. Dr. Habenicht, Walter 

 Specht, Walter Tröscher, Andrea 

FW Kämmle, Markus Liebs, Theresia 

Grüne/Linke Boll-Simmler, Susann Hoffmann, Friedhelm 

 Schleicher, Kim Viviane Langbein, Claus 

 
Auch sachkundige EinwohnerInnen  sollen – analog der entsprechenden 
Beschlussfassungen für den SozA in der Vergangenheit (Vorlage 539/2008 und 17/2009) – 
in den neuen Ausschuss berufen und dort zu einzelnen Punkten hinzugezogen werden.  
 
Damit wären bereits folgende Personen als sachkundige EinwohnerInnen benannt: 
 

• Für den Gesamtelternbeirat der Kornwestheimer Schulen: Andreas Postl 
(Vorsitzender GEB KWHer Schulen) 

• Für den Gesamtelternbeirat der Kornwestheimer Kindergärten wurde vormals Inka 
Bluthardt (damals Mitglied im GEB Kornwestheimer Kindergärten) benannt. Diese ist 
aus dem GEB ausgeschieden, weshalb die Verwaltung den GEB Kornwestheimer 
Kindergärten auffordern wird, eine neue Vertretung für das Gremium als 
sachkundigen Einwohner zu entsenden.  

 
Ebenfalls als sachkundige Einwohnerin für den Ortsseniorenrat Kornwestheim ist bislang 
Renate Schwaderer benannt. Aufgrund eines Umzugs ist Frau Schwaderer jedoch keine 
Einwohnerin Kornwestheims mehr; sie ist jedoch weiterhin Mitglied im Ortsseniorenrat. 
Deshalb schlägt die Verwaltung vor, Frau Schwaderer statt als sachkundige Einwohnerin als 
Sachverständige für den Ausschuss für Soziales und Integration hinzuzuziehen.  
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Im Gegensatz zu einem sachkundigen Einwohner ist es bei einem Sachverständigen nicht 
erforderlich, dass er in der Gemeinde wohnt. Sachverständiger ist, wer in einem 
Aufgabengebiet der Gemeinde nicht nur über allgemeines Fachwissen, sondern über 
besondere Sachkunde verfügt. Die Beiziehung ist nach dem klaren Gesetzeswortlaut nur für 
einzelne Angelegenheiten möglich. Es muss sich also um feststehende konkrete 
Sachverhalte handeln (siehe § 33 Abs. 3 GemO).  
 
Darüber hinaus soll für den Ausschuss für Soziales und Integration die Anzahl der 
sachkundigen Einwohner und Sachverständigen erweitert werden. Dafür gibt es zwei 
Gründe: 
 

• Im neuen Ausschuss werden auch Themen, die zur weiteren Integration und zum 
erfolgreichen Miteinander mit den bereits in Kornwestheim lebenden 
Migrantengruppen zählen, behandelt. Daher wird vorgeschlagen, Recep Aydin als 
Multiplikator für KornwestheimerInnen mit türkischstämmigem Migrationshintergrund 
als sachkundigen Einwohner zu benennen sowie Ioannis Galimpas, den 
Vorsitzenden des Internationalen Kulturtreff Kornwestheim (ehemals Ausländertreff), 
als Sachverständigen, da Herr Galimpas seinen Wohnsitz ebenfalls nicht in 
Kornwestheim hat. 

• Da der neue Ausschuss sich aufgrund der hohen Zahl an Flüchtlingen, die in 
Kornwestheim untergebracht und integriert werden, auch schwerpunktmäßig mit 
dieser Thematik befasst, wird vorgeschlagen, den AK Asyl um die Benennung eines 
sachkundigen Einwohners aus seinen Reihen zu bitten.  

• Zudem sollen im Ausschuss für Soziales und Integration die Jugendlichen in der 
Stadt vertreten sein. Die Abteilung Jugend des Fachbereichs Kinder, Jugend, Bildung 
wird auf Jugendliche zugehen, um diese für den Ausschuss zu gewinnen.  
 

Die Liste der sachkundigen Einwohner und der Sachverständigen ist nicht abschließend zu 
bewerten. Vielmehr ist es jederzeit möglich, bei Bedarf weitere sachkundige Einwohner bzw. 
Sachverständige zu benennen und entsprechend zu beschließen. 
 
Entsprechend des Beschlusses aus dem Jahr 2009 für den SozA sollen die sachkundigen 
Einwohner und die Sachverständigen nicht dauerhaft in den neuen Ausschuss für Soziales 
und Integration berufen werden, sondern zu einzelnen Tagesordnungspunkten als 
sachkundige Einwohnerinnen und Einwohner bzw. Sachverständige gemäß § 33 Abs. 3 
Gemeindeordnung hinzugezogen werden, zu welchen sie aufgrund ihrer Sachkunde (als 
Vertreter ihrer jeweiligen Institution/ Gremiums/ Gruppe) dann Stellung nehmen können.  
 
Die Entscheidung über die Hinzuziehung dieser Personen zu solchen 
Tagesordnungspunkten hat der Gemeinderat in der Hauptsatzung der Oberbürgermeisterin 
übertragen (§ 15 Ziff. 24). Die Fraktionen können der Oberbürgermeisterin jederzeit 
Vorschläge unterbreiten, zu welchen TOPs die sachkundigen Einwohner oder 
Sachverständigen hinzugezogen werden sollen.  
 
Die sachkundigen Einwohner und Sachverständige können die Belange der 
Interessengruppen, der sie angehören, in die Diskussionen des Ausschusses für Soziales 
und Integration – auch hier analog zum SozA – als beratende Mitglieder einbringen.  
 
Die sachkundigen Einwohner und Sachverständigen haben kein Stimmrecht und können aus 
der Mitwirkung an der Beratung auch kein Rede- oder Antragsrecht ableiten, denn sie sind 
zu den Beratungen nur hinzugezogen (siehe GemO Kommentierung Aker, Hafner, Notheis 
zu § 33 Absatz 3, Randnummer 10). Sie sind im Ausschuss ehrenamtlich tätig. Damit gelten 
für sie auch die Vorschriften über den Ausschluss von Sitzungen wegen Befangenheit 
gemäß § 18 GemO.    
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2. Zuständigkeit 
 
Was die Zuständigkeit anbelangt, so sollen dem Ausschuss für Soziales und Integration die 
folgenden Punkte zugeordnet werden: 
 
Dem Ausschuss für Soziales und Integration werden, soweit nicht der Gemeinderat (§ 9) 
oder der/die Oberbürgermeister/in (§ 15) zuständig sind, übertragen: 
 
1. die Aufstellung allgemeiner Grundsätze und Richtlinien für die sozialen Angelegenheiten, 
soweit diese dem Gemeinderat übertragen sind; 
2. die Integration betreffende Angelegenheiten;  
3. das Kindergartenwesen, insbesondere die Ausführung des Kindergartengesetzes; 
 
In finanziellen Fragen entscheidet der VFA bzw. der GR.  
 
3. Sitzungstermine 
 
Die für den SozA in 2016 im Sitzungsplan reservierten Termine werden entsprechend für 
den neuen Ausschuss übernommen.  
 
4. Hauptsatzung 
 
Die Hauptsatzung der Stadt Kornwestheim – A 0.01 muss dementsprechend geändert 
werden. Betroffen sind die folgenden Paragraphen 3 und 13: 
 
BISLANG: 
 

§ 3 Ausschüsse 
 
Abs. 1 
 
Aufgrund der §§ 39 Abs. 1 und 40 GemO werden folgende beschließende Ausschüsse 
gebildet: 

 
a) Der Verwaltungs- und Finanzausschuss mit 13 Stadträten/Stadträtinnen, 
b) der Ausschuss für Umwelt und Technik mit 13 Stadträten/Stadträtinnen, 
c) der Sozialausschuss mit 8 Stadträten/Stadträtinnen, 
d) der ständige Umlegungsausschuss mit 8 Stadträten/Stadträtinnen. 

 
NEU: 

§ 3 Ausschüsse 
 
Abs. 1  
 
Aufgrund der §§ 39 Abs. 1 und 40 GemO werden folgende beschließende Ausschüsse 
gebildet: 

 
a) Der Verwaltungs- und Finanzausschuss mit 13 Stadträten/Stadträtinnen, 
b) der Ausschuss für Umwelt und Technik mit 13 Stadträten/Stadträtinnen, 
c) der Ausschuss für Soziales und Integration mit 8 Stadträten/Stadträtinnen, 
d) der ständige Umlegungsausschuss mit 8 Stadträten/Stadträtinnen. 
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BISLANG 
 

§ 13 Sozialausschuss 
 
Ihm werden, soweit nicht der Gemeinderat (§ 9) oder der/die Oberbürgermeister/in (§ 15) 
zuständig sind, übertragen: 

 
1. die Aufstellung allgemeiner Grundsätze und Richtlinien für die sozialen 

Angelegenheiten, soweit diese dem Gemeinderat übertragen sind; 
 
2. Bewilligung von Sonderbeihilfen und Mitteln zur Förderung der Altenarbeit von mehr als 

EUR 2.500; 
 
3. das Kindergartenwesen, insbesondere die Ausführung des Kindergartengesetzes; 

 
NEU:  
 

§ 13 Ausschuss für Soziales und Integration 
 
Dem Ausschuss für Soziales und Integration werden, soweit nicht der Gemeinderat (§ 9) 
oder der/die Oberbürgermeister/in (§ 15) zuständig sind, übertragen: 
 
1. die Aufstellung allgemeiner Grundsätze und Richtlinien für die sozialen Angelegenheiten, 
soweit diese dem Gemeinderat übertragen sind; 
2. die Integration betreffende Angelegenheiten;  
3. das Kindergartenwesen, insbesondere die Ausführung des Kindergartengesetzes. 
 
Die Verwaltung schlägt vor,  
- den Sozialausschuss und den Ausländerbeirat aufzulösen und durch den neuen Ausschuss 
für Soziales und Integration zu ersetzen,  
- die Bestellung der Mitglieder des Ausschusses für Soziales und Integration, der 
sachkundigen Einwohner und der Sachverständigen vorzunehmen und 
- die §§ 3 und 13 der Hauptsatzung der Stadt Kornwestheim entsprechend zu ändern.  

Sobald der GEB Kornwestheimer Kindergärten und der AK Asyl sachkundige Einwohner 
benannt haben und auch die Vertretung aus den Reihen der Jugendlichen feststeht, werden 
die Personen dem Gemeinderat entsprechend mitgeteilt.  

 
 
 
 


